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Das Gesetz zur Einführung der Mitwirkungs-
pflicht in Widerrufsverfahren

Von Michael Kalkmann, Redakteur des Asylmagazins

Das »dritte Gesetz zur Änderung des Asylgesetzes«, mit 
dem Flüchtlinge zur Mitwirkung bei der Überprüfung ih-
res Schutzstatus verpflichtet werden, trat am 12. Dezem-
ber 2018 in Kraft.1 

Bislang war für Widerrufs- und Rücknahmeverfahren 
in § 73 Abs. 4 AsylG a. F. geregelt, dass das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) die Betroffenen über 
den beabsichtigten Entzug des Flüchtlingsstatus infor-
miert. Die Betroffenen erhielten dann Gelegenheit, sich 
schriftlich zu äußern. Im Zuge zahlreicher Überprüfun-
gen von Flüchtlingsanerkennungen, die seit dem Jahr 
2017 durchgeführt wurden, ergingen darüber hinaus Ein-
ladungen zu »freiwilligen Gesprächen«. Hintergrund war 
der Fall des Bundeswehrsoldaten »Franco A.«, der sich als 
Syrer ausgegeben hatte und dem das BAMF im Dezember 
2016 einen Schutzstatus gewährt hatte. Nach Bekanntwer-
den des Falles wurden zehntausende Prüfverfahren einge-
leitet, bei denen in erster Linie die Identität anerkannter 
Flüchtlinge überprüft werden sollte. Es bestanden aller-
dings Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Einladungen zu 
den freiwilligen Gesprächen.2 

Die Begründung zum jetzt in Kraft getretenen Gesetz 
nimmt auf diese Vorgeschichte Bezug, indem sie darauf 
verweist, dass im Asylverfahren entstandene Fehler ohne 
die Mitwirkungspflicht »kaum korrigiert werden« könn-
ten. Es bestehe die Gefahr, dass »auch Personen, die im 
Rahmen des Asylverfahrens über ihre Identität […] ge-
täuscht haben, bei der Statusüberprüfung die Mitwirkung 
ohne jegliche Konsequenzen verweigern können.«3

 

Die wesentlichen Änderungen

Durch das Gesetz wurden die Vorschriften für das Wi-
derrufs- und Rücknahmeverfahren in § 73 AsylG vor 
allem durch die Einfügung des neuen Absatzes 3a geän-
dert. Er sieht vor, dass Schutzberechtigte4 im Rahmen von 
Widerrufs(prüf-)verfahren ähnliche Mitwirkungspflich-
ten haben wie zuvor im Asylverfahren. Dafür wird auf  
mehrere Vorschriften der §§ 15 und 16 AsylG verwiesen, 
die in entsprechender Anwendung nun auch im Wider-
rufsverfahren gelten:

1	 BGBl. Teil I Nr. 43 vom 11.12.2018, S. 2250.
2	 Siehe Hubert Heinhold, »Gesprächseinladung und Identitätsüberprü-

fung bei anerkannten Flüchtlingen«, Asylmagazin 6/2018, S. 192–200.
3	 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT‑Drs. 19/4456 vom 24.9.2018, 

S. 10.
4	 Im § 73 Abs. 3a AsylG werden nur Asylberechtigte und Flüchtlinge 

genannt, in den § 73b und § 73c ist aber geregelt, dass der Absatz auch 
anwendbar ist auf subsidiär Schutzberechtigte sowie auf Personen, für 
die ein (nationales) Abschiebungsverbot festgestellt wurde.

•	 Pflicht zur persönlichen Mitwirkung auch bei anwaltli-
cher Vertretung (§ 15 Abs. 1 S. 2 AsylG); 

•	 Verpflichtung, erforderliche Angaben mündlich und 
nach Aufforderung auch schriftlich zu machen (§ 15 
Abs. 2 Nr. 1 AsylG) – hieraus ergibt sich zugleich die 
Verpflichtung zur Teilnahme an einer Anhörung;

•	 Vorlage und Aushändigung von Pässen, Passersatzpa-
pieren sowie sonstiger Unterlagen, insbesondere wenn 
diese für die Feststellung der Identität und der Staats-
angehörigkeit von Bedeutung sein können (§ 15 Abs. 2 
Nr. 4 u. 5 AsylG i. V. m. § 15 Abs. 3 AsylG);

•	 Mitwirkung bei der Beschaffung von Identitätspapie-
ren und Aushändigung von Datenträgern, die für die 
Feststellung der Identität von Bedeutung sein können 
(§ 15 Abs. 2 Nr. 6 AsylG);

•	 Duldung von erkennungsdienstlichen Maßnahmen 
zur Identitätssicherung (§ 15 Abs. 2 Nr. 7 AsylG, § 16 
Abs. 1–2 AsylG) – wobei Fotos und Fingerabdrücke  
nur dann aufgenommen werden dürfen, wenn sie wäh-
rend des Asylverfahrens nicht bereits gesichert wurden 
(§ 73 Abs. 3a S. 2 AsylG);

•	 Duldung der Auswertung und Speicherung von erho-
benen Daten durch das Bundeskriminalamt und deren 
Weitergabe an andere Behörden im In- und Ausland 
(§ 16 Abs. 3–6 AsylG).

Für alle genannten Maßnahmen gilt die Einschränkung, 
dass sie nur dann verlangt werden dürfen, wenn sie für die 
Widerrufsprüfung erforderlich und für die Betroffenen 
zumutbar sind (§ 73 Abs. 3a S. 1 AsylG). Dies dürfte vor 
allem für die Pflicht zur Mitwirkung an der Beschaffung 
von Identitätspapieren bedeutsam sein, da es sich bei den 
meisten Betroffenen um Personen mit Flüchtlingsstatus 
handelt, für die die Kontaktaufnahme mit Behörden des 
Herkunftslands regelmäßig unzumutbar ist.

Kommen die betroffenen Personen ihren Verpflich-
tungen nicht nach, sollen nun »Mittel des Verwaltungs-
zwangs« eingesetzt werden (§ 73 Abs. 3a S. 3 AsylG). Dies 
bedeutet in der Regel, dass Zwangsgelder verhängt wer-
den können. Daneben regelt § 73 Abs. 3a S. 4 AsylG, dass 
bei fehlender Mitwirkung nach Aktenlage entschieden 
werden kann, 

•	 wenn die unterbliebene Mitwirkungshandlung nicht 
unverzüglich nachgeholt worden ist – aus dieser For-
mulierung ergibt sich, dass den Betroffenen Gelegen-
heit zur Nachholung gegeben werden muss –, oder

•	 wenn die Betroffenen die Mitwirkungspflichten ohne 
genügende Entschuldigung verletzt haben.

Unterbleibt die Aufforderung des BAMF zur Mitwirkung, 
sieht der geänderte § 73 Abs. 4 AsylG vor, dass die Wider-
rufs- und Rücknahmeverfahren wie bisher ablaufen. In 
diesen Fällen erhalten die Betroffenen also eine schriftli-
che Mitteilung über die beabsichtigte Entscheidung und 
ihnen wird die Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Das Gesetz zur Einführung der Mitwirkungspflicht in Widerrufsverfahren
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